AG Hamburg, Beschluss vom 19.02.2010 - 67g IN 127/06

Titel:

"Abtauchen" nach Neuseeland

Leitsätze:

1. Das Insolvenzgericht kann die Restschuldbefreiung gemäß § 296 Abs. 2 Satz 3 InsO von Amts wegen versagen, wenn ein hinreichender Verdacht dafür besteht, dass der Schuldner gegen seine Obliegenheiten aus § 295 InsO verstoßen hat. Ein solcher Verdacht kann sich insbesondere aus einem Versagungsantrag eines Insolvenzgläubigers oder einem Bericht des Treuhänders ergeben. Eines zulässigen Versagungsantrags bedarf es nicht. (amtlicher Leitsatz)

2. Ist der Schuldner unbekannt ins Ausland verzogen, so kann und braucht das Verfahren zur Erlangung von Auskünften (§ 296 Abs. 2 Satz 3 InsO) nicht durchgeführt werden, vgl. § 10 Abs. 1 InsO. Vielmehr kann dem Schuldner ohne vorherige Anhörung die Restschuldbefreiung gemäß § 296 Abs. 2 Satz 3 InsO versagt werden. (amtlicher Leitsatz)

3. Das erforderliche Verschulden eines "abtauchenden" Schuldners liegt darin begründet, dass dieser weder dem Insolvenzgericht noch dem Treuhänder Mitteilungen über seine Erreichbarkeit gemacht hat. (amtlicher Leitsatz)

Das Insolvenzgericht kann die Restschuldbefreiung gemäß § 296 Abs. 2 Satz 3 InsO von Amts wegen versagen, wenn ein hinreichender Verdacht dafür besteht, dass der Schuldner gegen seine Obliegenheiten aus § 295 InsO verstoßen hat. Ein solcher Verdacht kann sich insbesondere aus einem Versagungsantrag eines Insolvenzgläubigers oder einem Bericht des Treuhänders ergeben. Eines zulässigen Versagungsantrags bedarf es nicht.

Ist der Schuldner unbekannt ins Ausland verzogen, so kann und braucht das Verfahren zur Erlangung von Auskünften (§ 296 Abs. 2 Satz 3 InsO) nicht durchgeführt werden, vgl. § 10 Abs. 1 InsO. Vielmehr kann dem Schuldner ohne vorherige Anhörung die Restschuldbefreiung gemäß § 296 Abs. 2 Satz 3 InsO versagt werden.

Das erforderliche Verschulden eines „abtauchenden“ Schuldners liegt darin begründet, dass dieser weder dem Insolvenzgericht noch dem Treuhänder Mitteilungen über seine Erreichbarkeit gemacht hat.

Gründe:

I.

Dem Schuldner wurde mit Beschluss vom 5.6.2008 die Restschuldbefreiung gemäß § 289 Abs. 1 InsO angekündigt. Zur Treuhänderin für die sog. Wohlverhaltensperiode wurde Rechtsanwältin S. bestellt.

Die Treuhänderin hatte bereits seit Anfang 2008 keinen Kontakt mehr zum Schuldner (Jahresbericht der Treuhänderin v. 10.7.2009. Bl. 8f d. A.). Dieser ist weder unter seiner Anschrift noch per E-Mail zu erreichen. Nach Auskunft des Meldeamtes ist der Schuldner nach Neuseeland verzogen. Nachforschungen der Treuhänderin ergaben, dass es in Neuseeland kein Meldesystem gibt, aus dem sich der Aufenthalt des Schuldners ermitteln ließe. Angehörige des Schuldners im Inland sind nicht bekannt. Eine Zustellung an die letzte bekannte Anschrift des Schuldners schlug fehl. Der mit der Zustellung betraute Mitarbeiter der Deutschen Post vermerkte, dass der Schuldner laut Auskunft einer im selben Haus wohnenden Person unbekannt verzogen sei.

Am 28.9.2009 beantragte eine Insolvenzgläubigerin unter Bezugnahme auf den Bericht der Treuhänderin die Versagung der Restschuldbefreiung wegen eines Verstoßes des Schuldners gegen die Meldeobliegenheit gemäß § 295 Abs. 1 Nr.3 InsO. Eine Glaubhaftmachung der Voraussetzungen des § 296 Abs. 1 Satz 2 InsO (Beeinträchtigung der Befriedigung der Insolvenzgläubiger) erfolgte nicht.

II.

Dem Schuldner ist die Restschuldbefreiung nach § 296 Abs. 2 Satz 3 InsO von Amts wegen zu versagen. Hierfür bedarf es keines Gläubigerantrages; vielmehr genügt, dass das Insolvenzgericht Kenntnis von Umständen erlangt, die auf einen schuldhaften Verstoß gegen Obliegenheiten des § 295 InsO hindeuten (sog. hinreichender Verdacht, dazu zu 1.). Bei einem Schuldner, der unbekannt verzogen ist, kann das Verfahren zur Erlangung von Auskünften gemäß § 296 Abs. 2 Satz 3 InsO nicht durchgeführt werden; deshalb kann dem Schuldner auch ohne eine Durchführung eines solchen Verfahrens von Amts wegen die Restschuldbefreiung versagt werden (dazu zu 2.). Das Verschulden des Schuldners liegt vorliegend darin, dass er unbekannt verzogen ist, ohne für die Treuhänderin bzw. das Insolvenzgericht erreichbar zu sein (dazu zu 3.).

1. Für das Verfahren zur Erlangung von Auskünften gemäß § 296 Abs. 2 Satz 3 InsO bedarf es angesichts der so zu verstehenden Entscheidungen des BGH (BGH ZInsO 2009, 1268, Rn.14 sowie BGH, Beschluss v. 21.1.2010, IX ZB 67/09, Rn.22), denen das Gericht folgt, keines auf die §§ 295, 296 InsO gestützten Versagungsantrages eines Insolvenzgläubigers, so dass es nicht darauf ankommt, dass ein Versagungsantrag wegen fehlender Glaubhaftmachung der Voraussetzungen des § 296 Abs. 1 Satz InsO unzulässig ist (unklar Pape ZVI 2010, 1, 15; enger Schmerbach InsVZ 2010, 97, 101). Vielmehr eröffnet die Vorschrift dem Insolvenzgericht, Auskünfte vom Schuldner während der Wohlversagungsperiode zu erlangen, ohne dass es eines Versagungsantrages bedarf. Auf eine Beeinträchtigung der Befriedigung der Insolvenzgläubiger kommt es dementsprechend - anders als im Falle eines auf §§ 295, 296 InsO gestützten Versagungsantrages - nicht an (BGH InsVZ 2010, 23).

Ob das Verfahren zur Erlangung von Auskünften gemäß § 296 Abs. 2 Satz 3 InsO durchgeführt wird, liegt im Ermessen des Insolvenzgerichts (so wohl auch BGH, Beschluss v. 21.1.2010, IX ZB 67/09, Rn.22: „Das Insolvenzgericht wird zu prüfen haben…“). Ermessensfehlerhaft wäre es indes, aufs Blaue hinein Schuldner anzuschreiben und von ihnen Auskunft über die Erfüllung der Obliegenheiten des § 295 InsO zu verlangen. Es bedarf vielmehr eines hinreichenden Verdachtes (unklar Pape ZVI 2010, 1, 15: „Vorliegen eines Versagungsgrundes“). Ein solcher kann sich aus einem auf §§ 295, 296 InsO gestützten Versagungsantrag ergeben, der es als naheliegend erscheinen lässt, dass der Schuldner schuldhaft gegen Obliegenheiten gemäß § 295 InsO verstoßen hat, oder aber aus einem Bericht des Treuhänders. Aus dem Bericht der Treuhänderin ergeben sich vorliegend hinreichende Anhaltspunkte für einen schuldhaften Verstoß des Schuldners gegen die Obliegenheit des § 295 Abs. 1 Nr.3 InsO. Der Schuldner ist nämlich offensichtlich nach Neuseeland verzogen, ohne der Treuhänderin oder aber wenigstens Personen aus dem Umfeld seiner letzten bekannten Anschrift mitzuteilen, wie er fortan zu erreichen sei.

2. Das förmliche Verfahren zur Erlangung von Auskünften gemäß § 296 Abs. 2 Satz 3 InsO (Zustellung einer Aufforderung zur Erteilung genau spezifizierter Auskünfte mit Belehrung über die möglichen Folgen, vgl. BGH ZInsO 2009, 1268) kann (und braucht) vorliegend nicht durchgeführt werden. Dies ergibt sich schon daraus, eine solche Durchführung gar nicht möglich wäre, weil eine Kontaktaufnahme mit dem Schuldner, der in Neuseeland leben soll, nicht möglich ist. Außerdem findet sich für ein Absehen von der in § 296 Abs. 2 Satz 1 InsO an sich gebotenen Anhörung in § 10 Abs. 1 Satz 1 InsO eine gesetzliche Grundlage. Da ein Angehöriger des Schuldners nicht bekannt ist, kann auch nicht gemäß § 10 Abs. 1 Satz 2 InsO verfahren werden.

3. Die Voraussetzungen für eine amtswegige Versagung gemäß § 296 Abs. 2 Satz 3 InsO liegen auch im Übrigen vor. Einer Belehrung des Schuldners zu Beginn der Wohlverhaltensperiode über die möglichen Sanktionen seiner Nichterreichbarkeit bedarf es nicht (BGH ZInsO 2009, 1268). Das Verschulden des Schuldners (vgl. dazu BGH NZI 2007, 534) liegt in einem Fall der vorliegenden Art darin begründet, dass er die Durchführung des amtswegigen Verfahrens gemäß § 296 Abs. 2 Satz 3 InsO durch seinen Umzug nach Neuseeland und der unterlassenen Mitteilung seiner dortigen Anschrift unmöglich gemacht hat. Dieser Anknüpfungspunkt für das Verschulden ist auch sachgerecht. Denn andernfalls stünde ein Schuldner, dessen Aufenthalt bekannt ist, der aber keine Auskünfte erteilt, schlechter als derjenige Schuldner, der sich einem Auskunftsverlangen gänzlich entzieht. Dies liefe auf eine nicht zu rechtfertigende Bevorzugung eines „abtauchenden“ Schuldners hinaus.
